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Bundesverband behinderter Pflegekinder e.V. fordert einen „differenzierten Leis

tungstatbestand“ als neuen Weg in der künftigen inklusiven Kinder- und Jugend
hilfe

BbP-Vorsitzende Kerstin Held: „Kinder und junge Menschen mit Behinderung brauchen

jetzt ein kommunal umsetzbares Gesetz, das auf ihre Lebenswirklichkeit passt und den tat

sächlichen Teilhabebedarf in seiner Gesamtheit ernst nimmt“

Die folgenden Ausführungen des Bundesverbandes behinderter Pflegekinder e.V. le

gen unsere wesentlichen Standpunkte zum aktuellen Reformprozess in der Kinder-

und Jugendhilfe dar. Als Referenzgrundlage dient das Arbeitspapier des BMFSFJ für

die Arbeitsgruppe „Inklusives SGB VTII“. Unsere Sichtweisen und Forderungen ba
sieren auf der erlebten Lebenswirklichkeit unserer aktuell rund 600 Mitgliedsfamilien

und bilden somit die Haltung einer Zielgruppe ab, die von den praktischen Ergebnis

sen der rechtstheoretischen Überlegungen direkt betroffen sind.

Inklusion ist ein Ziel, dem man sich schrittweise in einem gesamtgesellschaftlichen

Lernprozess annähert. Sie lässt sich nicht ausschließlich durch die Normierung von

Rechtsansprüchen verwirklichen, vielmehr muss sie als Haltung „in aller Selbstver
ständlichkeit“ ankommen.

Es ist nachvollziehbar und entspricht selbstverständlich auch unserer Vision, dass es

„dieses Mal funktionieren soU“. Doch der richtige Weg sieht aus jeder Perspektive an

ders aus. Es braucht gemeinsame Schritte in die Mitte. Diese Schritte müssen vor al

len Dingen für die öffentlichen und freien Träger gangbar gemacht werden, da diese

in letzter Konsequenz für die Umsetzung verantwortlich sind.

Wir sind nicht bereit, mit einem ideologisch aufgehängten Inklusionsvorhaben eine

weitere Generation von Kindern und jungen Menschen mit chronischen Erkrankun

gen und Behinderungen zu „opfern“, bevor eine umfassende, passgenaue und verläss

liche Gesetzesgrundlage besteht.
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#bbpflegekinder

Der BbP e.V. ist seit 2007 (Petition Sascha Kühl und Grundstein für ehemaligen § 54

Abs. 3 SGB XII) maßgeblich an der politischen Willensbildung beteiligt und versteht
sich im Grunde als Quersäule im Prozess. Bestandteil unserer bundesweiten Arbeit

sind folgende Interessengruppen:

1. Kinder und junge Menschen mit chronischen Erkrankungen und Behinderun

gen und ihre unterschiedlichen Teilhabebedarfe. Hierbei ist es zunächst irrele

vant, ob sie in ihrer Geburtsfamilie, in einer Pflegefamilie oder in einer Adop-

tivfamilie leben. Vielmehr liegen hier die Beratungsschwerpunkte  in der ge
sundheitsbezogenen Selbsthilfe.
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Kinder und junge Menschen mit chronischen Erkrankungen und Behinderun

gen in der Fremdunterbringung (Pflegefamilie, Verwandtenpflege, Adoption,

Bereitschaftspflegefamilie, Patenfamilie) und die daraus resultierenden The
men.

Pflege- und Adoptiveltern von Kindern mit chronischen Erkrankungen und

Behinderungen, als Bestandteil der „Hilfe zur Erziehung“.

Pflege- und Adoptiveltern von Kindern mit chronischen Erkrankungen und

Behinderungen, die umfassende Teilhabe an Bildung und am Leben in der Ge

meinschaft erbringen.

Pflege- und Adoptiveltern von Kindern mit chronischen Erkrankungen und

Behinderungen in pflegender Elternschaft und daraus resultierender erhöhter
Teilhabebedarf.

Herkunfts- bzw. Geburtsfamilien, deren Kinder in Obhut genommen wurden

und die damit primär Leistungen als „Hilfe zur Erziehung“ bekommen und de
ren Kinder einen zusätzlichen erhöhten Teilhabebedarf haben. Viele dieser El

tern haben selbst ebenfalls einen zusätzlich erhöhten Teilhabebedarf.

Herkunfts- bzw. Geburtsfamilien, die ihre Kinder aufgrund der chronischen

Erkrankung und Behinderung in Obhut gegeben haben. Sie möchten oder kön

nen mit den unmittelbaren Folgen der Behinderung nicht leben.

Öffentliche und freie Träger der Jugendhilfe in der bundesweiten Vermitt

lungshilfe von Kindern mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen

mit Hilfe des BbP e.V. sowie deren Beratung.

Öffentliche und freie Träger der Eingliederungshilfe in der bundesweiten Ver

mittlungshilfe von Kindern mit chronischen Erkrankungen und Behinderun

gen mit Hilfe des BbP e.V. sowie deren Beratung.

Die Lebenswirklichkeit ist die Gesamtheit aller Umstände des täglichen Lebens, wel

che eine direkte Wirkung auf das Kind und die Familie ausübt. Alle benannten Inte

ressensgruppen stehen in einem empfindlichen Gleichgewicht zueinander. Dieses

Gleichgewicht wird von den unterschiedlichen Rehabilitationsträgern berührt,
wodurch diese einen Einfluss auf die Lebenswirklichkeit nehmen. Hieraus ergibt sich
ein Netzwerk, welches sich über technische und medizinische Rehabilitation, Pflege,

medizinische Versorgungsstrukturen, Frühförderung, Bildung, Forschung etc. er
streckt. Dieses muss in seiner Gesamtheit betrachtet werden, da es in seiner Gesamt
heit auf die Menschen einwirkt.

Die Themen „Leistungstatbestand“, „Leistungskatalog“ und „Anspruchsinhaber“ sind

elementar, um den weiteren Prozess zu gestalten. Die juristischen Ausformulierungen

haben einen direkten Einfluss auf die konkrete Ausgestaltung in den Ämtern vor Ort

und regeln eine sachliche Zuständigkeit.

Dies ist sicherlich hilfreich, um strukturell voranzukommen. Allerdings glauben wir

nicht, dass diese Themen zum jetzigen Zeitpunkt zielführend diskutiert werden
können.
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Inklusion von Kindern mit Behinderung in die Kinder- und Jugendhilfe kann nur über

das Grundverständnis hergestellt werden. Darüber hinaus wird der Begriff im aktuel

len Diskurs so breit ausgelegt, dass kleine Ziele und Erfolge für Menschen mit Behin

derung Gefahr laufen, dem ideologischen Grundgedanken der Inklusion als Universal

prinzip „zum Opfer zu fallen“.

Damit möchten wir diesem Beteiligungsprozess voranschicken, dass wir eine Leis-

tungszusammenführung zweier Sozialleistungsträger erst dann für möglich halten,

wenn zuvor eine grundlegende fachliche „Zusammenführung“ der Leistungsberei
che herbeigeführt wird. Es muss aus unserer Sicht in die Aus- und Weiterbildung der

Fachkräfte investiert und dem Fachkräftemangel entgegengewirkt werden. Außer

dem muss ein grundlegendes Verständnis des sozialräumlichen Handlungsansatzes

geschaffen und zur Anwendung gebracht werden. Somit bildet Wissenstransfer unter

den leistenden Rehabilitationsträgem, auf Basis von Vernetzung in der Ausbildung,

die Gmndlage, um sich dem ganzheitlichen Bück anzunähem.

Erst mit einem umfassenden Verständnis der Lebenswirklichkeit von Kindern und #bbpflegekinder

jungen Menschen mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen und der nö

tigen personellen Ressource können Leistungsentscheidungen getroffen werden, die

eine Teilhabe an Bildung, dem Leben der Gemeinschaft und/oder eine Hilfe zur Erzie

hung im Inklusionskontext ermöglichen. Es bedarf einer Zusammenfühmng grundle

gender Logiken, bevor über differenzierte Leistungen entschieden wird, die in einem

empfindlichen Gleichgewicht zueinander stehen.

Aus unserer Sicht sollte das grundlegende Verständnis für Menschen mit Behinde

rung aus dem SGBIX Teil 1 als Metaebene in das SGB VIII einfließen, da es bedeutend

für ein weit gefasstes inklusives SGB VIII ist. Nur wer versteht, kann verlässlich bera
ten und entscheiden.

Leistungstatbestände, Kataloge und Anspmchsinhaber wirken zum jetzigen Zeit

punkt wie geometrische Figuren in einer noch nicht passgerechten Matrix. Die For

men machen zwar die Matrix bildhaft, jedoch ergeben sie in praktischer Konsequenz
(noch) keinen Sinn.

Weiter braucht es eine Differenzierung, damit es nicht zu Fehlinterpretationen oder

Zweckmissbrauch tatsächhcher Leistungsansprüche kommt. Am Beispiel einer Teilha
beassistenz wird immer wieder deutlich, in welchen Synergien die Leistungsbezüge

stehen. (Beispiele: Eine Haushaltshilfe ist eine Entlastung für die pflegenden Angehörigen,

stellt aber keine Assistenz für den jungen Menschen mit Behinderung dar. Eine Teilhabeas

sistenz für den jungen Menschen mit Behinderung stellt häufig zusätzlich eine Entlastung

für die pflegenden Angehörigen dar.)
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